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Kapitel 1 

Einführung 

In den deutschen Großstädten wohnt ein Großteil der Bevölkerung zur Miete. 
So sind es in Berlin über 85 %1, in Hamburg sind ca. 78 % der Wohneinheiten 
Mietwohnungen2 und der überwiegende Teil davon (in Hamburg ca. 94 %) in 
Geschosswohngebäuden3. 

Wohnraum ist ein Grundbedürfnis, auf dessen Befriedigung nicht verzich-
tet werden kann.4 Es kann nicht durch ein Ersatzgut substituiert werden.5 
Gleichzeitig ist es vielen Menschen aufgrund der hohen Kosten nicht mög-
lich, dieses Grundbedürfnis durch eigenes Eigentum zu befriedigen. Sie sind 
auf fremdes Eigentum durch die Anmietung von Wohnraum angewiesen. 
Während der Vermieter6 mit der Miete Einkommen erzielt, welches er auch 
von einem anderen Mieter erhalten würde, erhält der Mieter ein Gut, dessen 
Erhalt er (im Regelfall) sehr anstrebt und das er in dieser konkreten Form nur 
von diesem Vermieter erhalten kann. Der Vermieter ist folglich viel weniger 
auf den einzelnen Mieter als der Mieter auf den einzelnen Vermieter ange-
wiesen.7 

Der Mieter ist bei der Wahl des Wohnraums einer Vielzahl von Restriktio-
nen unterworfen: Die monatliche Belastung durch die Miete verbietet häufig 
die Anmietung von zwei Wohnungen gleichzeitig. Auf der anderen Seite 
kann der Mensch nicht auf Wohnraum verzichten, sodass bei einem Woh-
nungswechsel beispielsweise die zeitliche Passgenauigkeit von hoher Bedeu-
tung ist. 

                                                             
1 Abgeordnetenhaus-Drs. 17/14227, S. 3 in der die Senatsverwaltung für Stadtentwick-

lung und Umwelt die Daten des Zensus 2011 ausgewertet hat; Investitionsbank Berlin, IBB 
Wohnungsmarktbericht 2009, S. 10. 

2 HmbBürgerschafts-Drs. 19/2995, S. 3. 
3 HmbBürgerschafts-Drs. 19/2995, S. 3. 
4 Kofner, Wohnungsmarkt und Wohnungswirtschaft, 2004, S. 2, 32; Mehring, Woh-

nungsmarkt und Wohnungspolitik, 1992, S. 1; Wissenschaftlicher Beirat für Fragen der 
Bodenbewertung beim Bundesminister für Wohnungsbau, Vorschläge zur Ordnung des 
Baulandmarktes, 1958, S. 27. 

5 Barner, Wohnungsproblematik in Deutschland, 1999, S. 31. 
6 Werden Personenbezeichnungen lediglich in der männlichen oder in der weiblichen 

Form verwendet, so schließt dies das jeweils andere Geschlecht ein. 
7 Lau, WuM 1978, 61 (61); dies verkennend Picker, DWW 2004, 212 (213). 
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Die Lage des Wohnraums hat für den Einzelnen oder die Einzelne große 
Bedeutung8: Arbeits- und Ausbildungsstätte, soziales Netz, Infrastrukturein-
richtungen und der Wohnort der anderen Familienmitglieder bilden Faktoren, 
die bestimmen, wo Wohnraum gesucht und bezogen werden kann. Auch die 
Lebensumstände, wie Kinder, Krankheit oder Alter, bestimmen, welche 
Wohnung in Frage kommt und welche nicht. Ein Umzug kann Einfluss auf 
viele Bereiche des Lebens des Bewohners haben. Der Umzug kann einen 
Schulwechsel der Kinder erforderlich machen, zu einem Abbruch von 
Freundschaften, zu einer Unzumutbarkeit des täglichen Anfahrtsweges zur 
Arbeitsstätte u. v. m. führen. Die Lage der Wohnung hat Auswirkungen auf 
das Sozialleben, die Bildungs- und Berufschancen. Ein Umzug ist mit hohen 
Kosten verbunden. Ein Wechsel der Wohnung stellt folglich eine hohe Hürde 
dar.9 Die Kosten für einen Umzug sorgen dafür, dass die Umzugsentschei-
dung einer zukunftsgerichteten Investitionsentscheidung gleichkommt, die 
sich auf langfristige Erwartungen (bezüglich der Einkommenssituation, der 
Mietentwicklung etc.) stützt.10 Zu den direkten Umzugskosten treten noch 
spezifische Investitionen des Mieters in seine Wohnung, für die es keine 
Drittverwendung geben kann (Kenntnis der Umgebung und Nachbarn, Aus-
wahl der bevorzugten Geschäfte des täglichen Bedarfs etc.). Diese Investitio-
nen gehen bei einem Umzug verloren und müssen neu getätigt werden.11 

Das Gut Wohnung weist ein komplexes und mehrdimensionales Bündel an 
Gütereigenschaften (Standort, Größe, Ausstattung und bauliche Beschaffen-
heit) auf.12 Die Gewichtung der Gütereigenschaften bei der Bewertung der 
Miethöhe nimmt jeder Nutzer unterschiedlich vor,13 sodass die Einschätzung 
über die angemessene Höhe je nach Nutzer unterschiedlich ausfallen wird. 

Sowohl auf Angebots- als auch auf Nachfrageseite gibt es nicht „die“ 
Wohnung. Auf dem Wohnungsmarkt werden eine Vielzahl von unterschiedli-
chen Wohnungen angeboten, die sich in einer Vielzahl an Faktoren unter-
scheiden und nicht untereinander austauschbar sind: So entfallen für den 
gehbehinderten Wohnungssuchenden alle Wohnungen ohne Aufzug ab dem 
ersten Obergeschoss auf der Angebotsseite. Für eine Familie mit vier Kindern 
kommen keine Wohnungen unter drei Zimmer realistischerweise in Betracht. 
Es existiert kein singulärer Wohnungsmarkt, sondern eine Vielzahl unter-
schiedlicher, sich für jeden Wohnungssuchenden anders darstellender Woh-

                                                             
8 Zum Einfluss subjektiver Faktoren bei der Bestimmung des Wertes einer Wohnung s. 

Eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 265f. 
9 Eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 17; Barner, Wohnungs-

problematik in Deutschland, 1999, S. 33. 
10 Kofner, Wohnungsmarkt und Wohnungswirtschaft, 2004, S. 36. 
11 Sotelo, Ökonomische Grundlagen der Wohnungspolitik, 2001, S. 96. 
12 Kofner, Wohnungsmarkt und Wohnungswirtschaft, 2004, S. 21; Sotelo, Ökonomische 

Grundlagen der Wohnungspolitik, 2001, S. 40ff. 
13 Kofner, Wohnungsmarkt und Wohnungswirtschaft, 2004, S. 21. 
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nungsmärkte. Für jeden dieser Teilmärkte sind Substitutionen nur in be-
schränktem Umfang möglich. Dadurch werden die Preissenkungsspielräume 
und der Wettbewerb der einzelnen Untermieter mitunter (deutlich) begrenzt.14 
Die Fungibilität ist in diesem Markt gering.15 

Auf der Seite des Vermieters kann die Wohnimmobilie Altersvorsorge, 
aber auch „nur“ Objekt zur Erzielung einer Rendite sein. Der Wert der Im-
mobilie und der erzielbare Mietzins bestimmt sich zu großen Teilen aus ex-
ternen Faktoren: die Qualität der Umgebung, der Zustand der umliegenden 
Gebäude, die Nahverkehrserschließung, die Kriminalitätsbelastung des Stadt-
teils, die anderen Bewohner etc.16 Das Gut Wohnung ist immobil und regio-
nale Faktoren haben Einfluss auf dieses Gut.17 Viele dieser werterhöhenden 
Faktoren werden durch den Staat mit Steuermitteln bereitgestellt, der Gewinn 
verbleibt jedoch beim einzelnen Immobilieneigentümer. 18 Auf Seiten des 
Eigentümers kann das persönliche Näheverhältnis im Vertragsverhältnis aber 
auch dazu führen, dass dieser auf eine mögliche Rendite verzichtet, da ihm 
am Fortbestand des bisherigen Mietverhältnisses liegt – umgekehrt können 
außerhalb des Vertragsverhältnis liegende Gründe (z. B. Streit mit dem Mie-
ter) dazu führen, dass der Vermieter eine Beendigung des Mietverhältnisses 
anstrebt.19 

Der Wohnungsmarkt ist auch in einer anderen Hinsicht besonders: Die 
Ressource Wohnraum ist begrenzt, da das Angebot an Fläche unelastisch ist 
und nur in engen Grenzen vermehrt werden kann.20 Der darauf befindliche 
Wohnraum kann nur durch Verdichtung erhöht werden. In bereits verdichte-
ten Innenstädten kann aus tatsächlichen Gründen kaum weiterer Wohnraum 
geschaffen werden. Auch dem „Bauen in die Höhe“ sind dabei Grenzen ge-
setzt, soweit der Charakter der deutschen Städte nicht völlig umgestaltet wer-
den soll. So zeigen die Beispiele von Wohnhochhausbauten in Deutschland 
(z. B. die ostdeutschen Trabantensiedlungen in Plattenbauweise oder die 
westdeutschen Neubauprojekte der sechziger und siebziger Jahre) auch ein-
drucksvoll die Probleme einer solchen Bauweise. Sie haben daher für die 
städtebauliche Entwicklung der Innenstädte nicht als Vorbild gedient. 

Zwei Faktoren bestimmen, wie sich die Bevölkerung eines Stadtteils zu-
sammensetzt: zum einen aus der Tatsache der räumlichen Verteilung von 
Wohnraum, zum anderen, wer in diesem Wohnraum wohnt. Die staatlichen 
Regeln haben Einfluss auf beide Bereiche: Für den ersten Faktor sind die 
                                                             

14 Eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 13. 
15 Barner, Wohnungsproblematik in Deutschland, 1999, S. 36. 
16 Eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 18, 48ff. 
17 Barner, Wohnungsproblematik in Deutschland, 1999, S. 33f. 
18 Barner, Wohnungsproblematik in Deutschland, 1999, S. 115f. 
19 Eekhoff, Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 14ff. 
20 Thiel, Strategisches Flächenmanagement und Eigentumspolitik, 2004, S. 27; Eekhoff, 

Wohnungs- und Bodenmarkt, 2. Auflage 2006, S. 185. 
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Flächenvergabe und die jeweilige Bebaubarkeit die relevanten rechtlich Vor-
gaben. Für den zweiten Faktor sind das Vorhandensein von staatlichen 
Zwängen und rechtlichen Anreizen sowie die Ausgestaltung des Mietrechts 
maßgeblich. 

Die räumliche Verteilung von Haushalten ist die Folge der Summe aller 
einzelnen Standortentscheidungen der Haushalte21 im Zusammenspiel mit der 
Summe der Investitionsentscheidungen aller Grundeigentümer. Anzustreben 
ist eine heterogene Bevölkerungsstruktur (siehe dazu das 2. Kapitel). Zu 
betrachten wird sein, welche rechtlichen Eingriffsmöglichkeiten zur Herstel-
lung einer heterogenen Bevölkerungsstruktur existieren. 

Die Untersuchung soll jedoch zwei Einschränkungen in ihrer Breite erfah-
ren, die einer Erläuterung bedürfen: Zum einen wird als Bezugsgebiet Berlin 
gewählt, zum anderen wird lediglich der Mietwohnungsmarkt betrachtet 
(siehe dazu das 3. Kapitel). 

                                                             
21 Häußermann/Siebel, Stadtsoziologie – Eine Einführung, 2004, S. 154. 



 

Kapitel 2 

Heterogene Bevölkerungsstrukturen als Zielgröße 

Bevor die rechtlichen Instrumente untersucht werden sollen, gebietet sich ein 
Blick auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Auswirkung der Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung auf die Bewohner. Es gilt zu untersu-
chen, welche Argumente für und welche gegen eine Pflicht zur Schaffung und 
Erhaltung von Heterogenität1 der Wohnbevölkerung sprechen. 

Die Untersuchung wird zeigen, dass es sich bei der Schaffung und Erhal-
tung von Heterogenität nicht um ein lediglich sozialpolitisches, sondern auch 
um ein städtebauliches Ziel handelt. Daher kann es u. a. auch als Zielsetzung 
von städtebaulichen Verträgen und dem Erlass von Erhaltungssatzungen die-
nen (vgl. zur Übertragung dieser Erkenntnis auf die einzelnen Tatbestände 5. 
Kapitel, E. III. 1. a) und F. II.). 

Wenn im Folgenden von Heterogenität gesprochen wird, ist vornehmlich 
die soziale Heterogenität gemeint. Da andere Einflussfaktoren, wie unter-
schiedliche Familienentwürfe (z. B. Alleinerziehende oder Doppelverdiener 
ohne Kinder) aber direkten Einfluss auf den sozialen Status haben, kann Hete-
rogenität immer nur als Heterogenität in einer Vielzahl von Dimensionen ver-
standen werden. 

A.  Kategorien der städtischen Bevölkerungsmischung 

Die heutige Gesellschaft ist differenziert und produziert aus sich heraus eine 
Vielzahl an Lebensentwürfen.2 Diese Vielzahl an Lebensentwürfe produziert 
Fremdheit, die zur externen Fremdheit durch Zuwanderung hinzutritt.3 Auch 
tragen (neben der Zuwanderung) u. a. die Arbeitsteilung, die Verselbstständi-
gung der gesellschaftlichen Teilsysteme wie Wirtschaft, Politik und Wissen-
schaft und die Ausdifferenzierung der ökonomischen Chancen der Individuen 
dazu bei.4 Die entstehende Fremdheit erfordert Mechanismen, die helfen, diese 
zu bewältigen.5 Häußermann, Läpple und Siebel identifizieren dabei drei prä-

                                                             
1 Zur Geschichte dieser Idee in der Stadtplanung s. bspw. Häußermann/Siebel, Stadtsozi-

ologie – Eine Einführung, 2004, S. 109f. 
2 Häußermann/Läpple/Siebel, Stadtpolitik, 2008, S. 320. 
3 Häußermann/Läpple/Siebel, Stadtpolitik, 2008, S. 320. 
4 Häußermann/Läpple/Siebel, Stadtpolitik, 2008, S. 323. 
5 Häußermann/Läpple/Siebel, Stadtpolitik, 2008, S. 320. 


